












  

Ausfertigung  
Flurneuordnungsamt Gotha                  Gotha, den 18.04.2002 
Hans-C.-Wirz Straße 2 
99867 Gotha 
Az.: 1-3-0321 
 
 

Änderungsbeschluß Nr. 1   
 
1. Änderung des Flurbereinigungsgebietes Alach 
 
Nach § 8 Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG vom 16.03.1976 BGBl. I S. 546, zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 20.12.2001 BGBl. I S. 3987) wird das mit Beschluss des Thüringer 
Ministerium für Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt vom 16.11.2000, Az.: 1-3-0321, festgestellte 
Flurbereinigungsgebiet wie folgt geringfügig geändert: 
 
1.1 Zum Flurbereinigungsgebiet werden zugezogen: 
 
Gemarkung Bindersleben  
Flur4 Flurstück Nr. 172/105 
 
Gemarkung Frienstedt 
Flur 4  Flurstücke Nr. 261/87, 262/87, 237/88, 238/88, 89/1, 89/2, 91, 225/92, 226/92, 93 
 
Das Flurbereinigungsverfahren hat nach der Änderung eine Fläche von ca. 1052 ha. 
 
2.  Anordnung der Flurbereinigung 
 
Für die zugezogenen Flurstücke wird die Flurbereinigung angeordnet. 
 
3. Beteiligte 
 
Am Flurbereinigungsverfahren sind beteiligt (Beteiligte): 
- als Teilnehmer 
die Eigentümer und die Erbbauberechtigten der zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücke 
sowie die Eigentümer von selbständigem Gebäude- und Anlageneigentum; 
- als Nebenbeteiligte insbesondere 
a) Gemeinden und Gemeindeverbände, in deren Bezirken Grundstücke vom Flurbe-

reinigungsverfahren betroffen sind; 
b) andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, die Land für gemeinschaftliche oder öffentliche 

Anlagen erhalten oder deren Grenzen geändert werden; 
c) Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungsgebiet räumlich 

zusammenhängt und dieses beeinflusst oder von ihm beeinflusst wird; 
d) Inhaber von Rechten an den zu dem Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken oder 

Rechten an solchen Rechten oder von persönlichen Rechten, die zum Besitz oder zur Nutzung 
solcher Grundstücke berechtigen oder die Benutzung solcher Grundstücke beschränken; 

e) Empfänger neuer Grundstücke nach den §§ 54 und 55 FlurbG bis zum Eintritt des neuen 
Rechtszustandes; 

f) Eigentümer von nicht zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken, denen ein Beitrag 
zu den Unterhaltungs- oder Ausführungskosten auferlegt wird oder die zur Errichtung fester 
Grenzzeichen an der Grenze des Flurbereinigungsgebietes mitzuwirken haben. 

 
4. Anmeldung von Rechten 
 
Die Beteiligten werden aufgefordert, Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur 
Beteiligung am Flurbereinigungsverfahren berechtigen, innerhalb von drei Monaten nach Bekanntgabe 
dieses Beschlusses bei dem Flurneuordnungsamt in Gotha, Hans-C.-Wirz Straße 2, 99867 Gotha 
anzumelden. Werden Rechte erst nach Ablauf dieser Frist angemeldet, so kann das 
Flurneuordnungsamt die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gelten lassen. Der Inhaber 
eines o.a. Rechtes muss die Wirkung eines vor der Anmeldung eingetretenen Fristablaufes ebenso 
gegen sich gelten lassen wie der Beteiligte, dem gegenüber die Frist durch Bekanntgabe des 
Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist. 



  

5. Zeitweilige Einschränkungen der Grundstücksnutzu ng 
 
Nach § 34 FlurbG ist von der Bekanntgabe dieses Beschlusses ab bis zur Unanfechtbarkeit des 
Flurbereinigungsplanes in folgenden Fällen die Zustimmung des Flurneuordnungsamtes erforderlich: 
 
a) wenn die Nutzungsart der Grundstücke im Flurbereinigungsgebiet geändert werden soll; dies gilt 

nicht für Änderungen, die zum ordnungsgemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören; 
b) wenn Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen und ähnliche Anlagen 

errichtet, hergestellt, wesentlich verändert oder beseitigt werden sollen; 
c) wenn Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke, einzelne Bäume, Hecken, Feld- 

und Ufergehölze beseitigt werden sollen. Die Beseitigung ist nur in Ausnahmefällen möglich, 
soweit landeskulturelle Belange, insbesondere des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 
nicht beeinträchtigt werden; 

 
Sind entgegen den Absätzen a) und b) Änderungen vorgenommen, Anlagen hergestellt oder beseitigt 
worden, so können sie im Verfahren unberücksichtigt bleiben; das Flurneuordnungsamt kann den 
früheren Zustand gemäß § 137 FlurbG wiederherstellen lassen, wenn dies der Flurbereinigung dienlich 
ist. 
 
Sind Eingriffe entgegen dem Absatz c) vorgenommen worden, so muss das Flurneuordnungsamt 
Ersatzpflanzungen anordnen. 
 
Wer den Vorschriften zu Buchstabe b) oder c) zuwiderhandelt, begeht nach § 154 FlurbG eine 
Ordnungswidrigkeit, die mit Geldbuße geahndet werden kann. 
 
6. Sofortige Vollziehung 
 
Die sofortige Vollziehung dieses Beschlusses wird nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686) zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 03.05.2000 (BGBl. I S. 632) angeordnet. 
 
7. Auslegung des Beschlusses mit Gründen 
 
Je eine mit Gründen versehene Ausfertigung dieses Beschlusses liegt zwei Wochen lang nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung im Informationszentrum (Löberstraße 34, Erfurt) der 
Stadt Erfurt für die als Flurbereinigungsgemeinden betroffenen Ortsteile Alach, Bindersleben, 
Ermstedt, Frienstedt, Gottstedt, Töttelstädt sowie in den angrenzenden Gemeinden Bienstädt, 
Gamstädt, Ingersleben, Nottleben, Witterda, Zimmernsupra zur Einsichtnahme für die Beteiligten aus. 
 
Gründe: 
Die geringfügige Erweiterung des Verfahrensgebietes ist erforderlich, um eine Angleichung der Grenze 
des Flurbereinigungsverfahrens an die Grenze des Planfeststellungsabschnittes (AS Erfurt – 
Gispersleben bis AS Erfurt – Bindersleben) des Neubaues der A 71 im südlichen Bereich zu 
gewährleisten. Die Erweiterungsfläche umfasst Flurstücke, die bisher im Flurbereinigungsverfahren 
Schmira (Az. 1-3-0110; Anordnung des Beschlusses vom 07.06.1996) gelegen haben und aus diesem 
ausgeschlossen wurden.  
 
Begründung für die Anordnung der sofortigen Vollzie hung: 
Die Voraussetzung für die Anordnung der sofortigen Vollziehung des Änderungsbeschlusses nach § 
80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO sind gegeben. 
Die kontinuierliche Fortführung der Bauarbeiten an der BAB A 71 für den Planfeststellungsabschnitt 
(AS Erfurt – Gispersleben bis AS Erfurt – Bindersleben) liegt im öffentlichen Interesse. 
Hierzu ist es erforderlich die Anpassung der Grenze des Flurbereinigungsverfahrens an die Grenze 
des Planfeststellungsabschnittes vorzunehmen, um die in den Gründen zur Anordnung des 
Flurbereinigungsverfahrens genannten Maßnahmen der notwendigen baubegleitenden Durchführung 
der Flurbereinigung unverzüglich realisieren zu können ist.  
Eine Verzögerung der Erweiterung des Verfahrensgebietes würde zu einer nicht vertretbaren 
Behinderung  des Flurbereinigungsverfahrens und des Weiterbaues der A 71 führen.  
Somit überwiegt das öffentliche Interesse und das gemeinschaftliche Interesse aller Beteiligten an der 
sofortigen Vollziehung grundlegend gegenüber dem möglichen privaten Interesse einzelner Beteiligter 
an der aufschiebende Wirkung von Rechtsbehelfen. 



  

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Beschluss kann innerhalb einer Frist von einem Monat nach dem ersten Tag der 
öffentlichen Bekanntmachung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur 
Niederschrift beim Flurneuordnungsamt Gotha, Hans-C.-Wirz Straße 2, 99867 Gotha einzulegen. 
Wird der Widerspruch schriftlich eingelegt, ist die Widerspruchsfrist (Satz 1) nur gewahrt, wenn der 
Widerspruch noch vor Ablauf dieser Frist bei der Behörde eingegangen ist. 
 
 
gez. Hepping      DS 
Amtsleiter  
 
 
 
 
 
 



Entwurf 

Amt für Landentwicklung und      Gotha, den 20.12.2005 
Flurneuordnung Gotha  
Hans-C.-Wirz-Str. 2 
99867 Gotha 
Az.: 1 - 3 - 0321 
 

Änderungsbeschluss Nr. 2 
 

1. Änderung des Flurbereinigungsgebietes Alach 
 

Nach § 8 Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung vom 
16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz v. 12.08.2005 
(BGBl. I S. 2354) wird das mit Beschluss des Thüringer Ministeriums für 
Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt vom 16.11.2000, festgestellte und 
mit Beschluss des Flurneuordnungsamtes Gotha vom 18.04.2002, letztmalig 
geänderte Flurbereinigungsgebiet Alach erneut wie folgt geringfügig geändert: 
  

1.1 Aus dem Flurbereinigungsgebiet werden ausgeschlossen: 
 
1.1.1 Gemarkung Alach 

Flur 1, Flurstück Nr. 152/1, 159/1 
 

1.1.2 Gemarkung Alach 
Flur 3, Flurstücke Nr. 56, 77, 78, 110, 113, 114, 115, 116, 118, 119, 
126/1, 137, 141/1, 143, 189/57, 190/60, 191/61, 192/64, 193/65, 194/68,  
195/69, 196/72, 197/73, 198/76, 199/80, 200/81, 201/83, 202/86, 203/87,  
204/90, 205/91, 206/93, 207/96, 208/109, 209/112 
Gemarkung Töttelstädt 
Flur 8, Flurstücke Nr. 105, 106, 107, 108, 109 
 

1.1.3. Gemarkung Alach 
Flur 9, Flurstück Nr. 151/1 
 

1.1.4 Gemarkung Gottstedt 
Flur 1, Flurstücke Nr. 131/1 

 
 
1.2 Zum Flurbereinigungsgebiet werden zugezogen: 
 
1.2.1 Gemarkung Alach 

Flur 1, Flurstücke Nr. 152/2, 159/2  
 

1.2.2 Gemarkung Alach 
Flur 1, Flurstücke Nr.57, 58, 59, 60, 157/1, 169/1 
Gemarkung Alach 
Flur 2, Flurstücke Nr. 141, 142, 149 
 

1.2.3 Gemarkung Töttelstädt 
Flur 9, Flurstücke Nr. 78 

 
1.2.4 Gemarkung Alach 
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Flur 9, Flurstücke Nr. 134/1  
 
1.2.5 Gemarkung Alach 
 Flur 9, Flurstücke Nr. 151/2 
 
1.2.6 Gemarkung Alach 

Flur 10, Flurstücke Nr. 33, 36, 39, 40, 112/13, 116/14, 120/15, 125/34, 128/35, 
131/17, 126/34 
 

1.2.7 Gemarkung Gottstedt 
Flur 1, Flurstücke Nr. 131/2 

 
Das Verfahren hat nach der Änderung eine Fläche von ca. 1041 ha. 

 
2. Anordnung der Flurbereinigung  
 

Für die zugezogenen Flurstücke wird die Flurbereinigung angeordnet. 
 

3.  Beteiligte  
 

Am Flurbereinigungsverfahren sind beteiligt (Beteiligte):  
- als Teilnehmer 

die Eigentümer und die Erbbauberechtigten der zum Flurbereinigungsgebiet 
gehörenden Grundstücke sowie die Eigentümer von selbständigem Gebäu-
de- und Anlageneigentum, 

- als Nebenbeteiligte insbesondere 
a) Gemeinden und Gemeindeverbände, in deren Bezirk Grundstücke vom 

Flurbereinigungsverfahren betroffen sind; 
b) andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, die Land für gemein-

schaftliche oder öffentliche Anlagen erhalten oder deren Grenzen ge-
ändert werden; 

c) Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungs-
gebiet räumlich zusammenhängt, dieses beeinflusst oder von diesem 
beeinflusst wird; 

d) Inhaber von Rechten an den zu dem Flurbereinigungsgebiet gehören-
den Grundstücken oder von Rechten an solchen Rechten oder von 
persönlichen Rechten, die zum Besitz oder zur Nutzung solcher Grund-
stücke berechtigen oder die Benutzung solcher Grundstücke beschrän-
ken; 

e) Empfänger neuer Grundstücke nach den §§ 54 und 55 FlurbG bis zum 
Eintritt des neuen Rechtszustandes; 

f) Eigentümer von nicht zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grund-
stücken, denen ein Beitrag zu den Unterhaltungs- und Ausführungskos-
ten auferlegt wird oder die zur Errichtung fester Grenzzeichen an der 
Grenze des Flurbereinigungsgebietes mitzuwirken haben. 

 
4.  Anmeldung von Rechten  
 

Die Beteiligten werden aufgefordert, Rechte, die aus dem Grundbuch nicht er-
sichtlich sind, aber zur Beteiligung am Flurbereinigungsverfahren berechtigen, 
innerhalb von drei Monaten nach Bekanntgabe dieses Beschlusses beim Amt 
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für Landentwicklung und Flurneuordnung Gotha anzumelden. Werden Rechte 
erst nach Ablauf dieser Frist angemeldet, so kann das Amt für Landentwick-
lung und Flurneuordnung die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen 
gelten lassen. Der Inhaber eines o. a. Rechtes muß die Wirkung eines vor der 
Anmeldung eingetretenen Fristablaufs ebenso gegen sich gelten lassen wie 
der Beteiligte, dem gegenüber die Frist durch Bekanntgabe des Verwaltungs-
aktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist. 
 

5. Zeitweilige Einschränkung der Grundstücksnutzung  
 

Nach § 34 FlurbG ist von der Bekanntgabe dieses Beschlusses ab bis zur 
Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes in folgenden Fällen die Zustim-
mung des Amtes für Landentwicklung und Flurneuordnung erforderlich: 
a) wenn die Nutzungsart der Grundstücke im Flurbereinigungsgebiet ge-

ändert werden soll; dies gilt nicht für Änderungen, die zum ordnungs-
gemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören; 

b)  wenn Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen und 
ähnliche Anlagen errichtet, hergestellt, wesentlich verändert oder besei-
tigt werden sollen; 

c) wenn Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke, einzel-
ne Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze beseitigt werden sollen. Die 
Beseitigung ist nur in Ausnahmefällen möglich, soweit landeskulturelle 
Belange, insbesondere des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 
nicht beeinträchtigt werden; 

 
Sind entgegen den Absätzen a) und b) Änderungen vorgenommen, Anlagen 
hergestellt oder beseitigt worden, so können sie im Verfahren unberücksichtigt 
bleiben; das Amt für Landentwicklung und Flurneuordnung kann den früheren 
Zustand gemäß § 137 FlurbG wiederherstellen lassen, wenn dies der Flurbe-
reinigung dienlich ist.  
Sind Eingriffe entgegen dem Absatz c) vorgenommen worden, so muss das 
Amt für Landentwicklung und Flurneuordnung Ersatzpflanzungen anordnen.  
Wer den Vorschriften der Absätze b) oder c) zuwiderhandelt, begeht nach § 
154 FlurbG eine Ordnungswidrigkeit, die mit Geldbuße geahndet werden 
kann.  

 
6. Auslegung des Beschlusses mit Gründen  
 

Je eine mit Gründen versehene Ausfertigung dieses Beschlusses liegt zwei 
Wochen lang nach dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung in der 
kreisfreien Stadt Erfurt mit den betroffenen Ortsteilen Alach, Bindersleben, 
Ermstedt, Frienstedt, Gottstedt, Töttelstädt und den angrenzenden Ortsteilen 
Bindersleben, Marbach und Mittelhausen im Informationszentrum der Stadt 
Erfurt, Löberstraße 34, sowie für die angrenzenden Gemeinden Bienstädt, 
Nottleben und Zimmernsupra in der Verwaltungsgemeinschaft „Nesseaue“ in 
Friemar, für die Gemeinden Gamstädt und Ingersleben in der Verwaltungs-
gemeinschaft „Nesse-Apfelstädt-Gemeinden“ in Neudietendorf und für die 
Gemeinde Witterda in Elxleben zur Einsichtnahme für die Beteiligten aus. 
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Gründe:   
 
Die Änderungen des Verfahrensgebietes sind aufgrund von Abweichungen zwischen 
dem Katasternachweis und örtlichen Besitzständen, nicht vorhandenem Bodenord-
nungsbedarf in einem Teilbereich und zur Umsetzung von im abgestimmten Entwurf 
zum Plan nach § 41 FlurbG enthaltenen Maßnahmen notwendig. Für die Zielstellung 
des Verfahrens ergeben sich keine Änderungen.  
Das Flurbereinigungsgebiet hatte ursprünglich eine Größe von 1052 ha durch die 
Änderung ergibt sich eine neue Verfahrensgröße von 1041 ha. 
Somit kann die Änderung des Verfahrensgebietes als geringfügig eingestuft werden. 
Der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft Alach hat der geplanten Änderung des 
Verfahrensgebietes zugestimmt. Damit sind die Voraussetzungen zum Erlass eines 
Änderungsbeschlusses nach § 8 Abs. 1 FlurbG für das Flurbereinigungsverfahren 
Alach gegeben. 
 
zu 1.1.1 
und 1.2.1: Es handelt sich um eine Korrektur von im Flurbereinigungsbeschluss vom 

16.11.2000 unrichtig aufgeführten Flurstücksnummern. Es erfolgt eine 
Anpassung an die tatsächlichen örtlichen Gegebenheiten. 

 
zu 1.1.2: Die zum Naturschutzgebiet „Alacher See“ gehörenden Flurstücke werden 

ausgeschlossen, da in diesem Bereich kein bodenordnerischer Hand-
lungsbedarf besteht. 

 
zu 1.1.3 
und 1.2.5: Es handelt sich um eine Korrektur von im Flurbereinigungsbeschluss vom 

16.11.2000 unrichtig aufgeführten Flurstücksnummern. Es erfolgt eine 
Anpassung an die tatsächlichen örtlichen Gegebenheiten. 

 
zu 1.1.4 
und 1.2.7: Es handelt sich um eine Korrektur von im Flurbereinigungsbeschluss vom 

16.11.2000 unrichtig aufgeführten Flurstücksnummern. Es erfolgt eine 
Anpassung an die tatsächlichen örtlichen Gegebenheiten. 

 
zu 1.2.2: Die Zuziehung erfolgt, da nördlich des Mollgrabens ein Schutzstreifen von 

5 m entsprechend der europäischen Wasserrahmenrichtlinie geschaffen 
wird und der Biotopverbund entlang des Gewässers verbessert wird.  

 
zu 1.2.3: Die Zuziehung erfolgt, da bei der Feststellung der Verfahrensgrenze fest-

gestellt wurde, dass ein vorhandener befestigter Weg über das genannte 
Flurstück verläuft. Somit besteht bodenordnerischer Handlungsbedarf. 

 
zu 1.2.4: Der Anschluss der Ortslage Alach an das ländliche Wegenetz erfordert 

den Ausbau des von Alach nach Westen in die Feldlage führenden We-
ges und somit die Zuziehung dieses Bereichs zum Verfahrensgebiet. 

 
zu 1.2.6: Die Zuziehung erfolgt, da in diesem Bereich im Zuge des Flurbereini-

gungsverfahrens eine Anpflanzung als Sicht- und Lärmschutz erfolgen 
soll. 
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Rechtsbehelfsbelehrung:  
 
Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach dem ersten Tag der öf-
fentlichen Bekanntmachung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 
schriftlich oder zur Niederschrift bei dem  

Amt für Landentwicklung und Flurneuordnung Gotha     
Hans-C.-Wirz-Straße 2 
99867 Gotha 
 

einzulegen. 
Wird der Widerspruch schriftlich eingelegt, ist die Widerspruchsfrist (Satz 1) nur ge-
wahrt, wenn der Widerspruch noch vor Ablauf dieser Frist bei der Behörde einge-
gangen ist.  
   
 
 
     (DS) 
Hepping 
Amtsleiter      
 
 
 



  

Amt für Landentwicklung und      Gotha, den 17.06.2009 
Flurneuordnung Gotha  
Hans-C.-Wirz-Str. 2 
99867 Gotha 
Az.: 1 - 3 - 0321 
 

Änderungsbeschluss Nr. 3 
 

1. Änderung des Flurbereinigungsgebietes Alach 
 

Nach § 8 Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung vom 
16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetz v. 
19.12.2008 (BGBl. I S. 2835) wird das mit Beschluss des Thüringer Ministeri-
ums für Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt vom 16.11.2000, festgestell-
te und mit Beschluss des Amtes für Landentwicklung und Flurneuordnung Go-
tha vom 20.12.2005, letztmalig geänderte Flurbereinigungsgebiet Alach erneut 
wie folgt geringfügig geändert: 
  

1.1 Zum Flurbereinigungsgebiet werden zugezogen: 
 
1.1.1 Gemarkung Alach 

Flur 3, Flurstücke Nr. 118, 119 
 

1.1.2 Gemarkung Alach 
Flur 6, Flurstücke Nr. 132, 145/2  
 
 

Das Verfahren hat nach der Änderung eine Fläche von ca. 1042 ha. 
 

2. Anordnung der Flurbereinigung  
 

Für die zugezogenen Flurstücke wird die Flurbereinigung angeordnet. 
 

3.  Beteiligte  
 

Am Flurbereinigungsverfahren sind beteiligt (Beteiligte):  
- als Teilnehmer 

die Eigentümer und die Erbbauberechtigten der zum Flurbereinigungsgebiet 
gehörenden Grundstücke sowie die Eigentümer von selbständigem Gebäu-
de- und Anlageneigentum, 

- als Nebenbeteiligte insbesondere 
a) Gemeinden und Gemeindeverbände, in deren Bezirk Grundstücke vom 

Flurbereinigungsverfahren betroffen sind; 
b) andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, die Land für gemein-

schaftliche oder öffentliche Anlagen erhalten oder deren Grenzen ge-
ändert werden; 

c) Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungs-
gebiet räumlich zusammenhängt, dieses beeinflusst oder von diesem 
beeinflusst wird; 

d) Inhaber von Rechten an den zu dem Flurbereinigungsgebiet gehören-
den Grundstücken oder von Rechten an solchen Rechten oder von 
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persönlichen Rechten, die zum Besitz oder zur Nutzung solcher Grund-
stücke berechtigen oder die Benutzung solcher Grundstücke beschrän-
ken; 

e) Empfänger neuer Grundstücke nach den §§ 54 und 55 FlurbG bis zum 
Eintritt des neuen Rechtszustandes; 

f) Eigentümer von nicht zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grund-
stücken, denen ein Beitrag zu den Unterhaltungs- und Ausführungskos-
ten auferlegt wird oder die zur Errichtung fester Grenzzeichen an der 
Grenze des Flurbereinigungsgebietes mitzuwirken haben. 

 
4.  Anmeldung von Rechten  
 

Die Beteiligten werden aufgefordert, Rechte, die aus dem Grundbuch nicht er-
sichtlich sind, aber zur Beteiligung am Flurbereinigungsverfahren berechtigen, 
innerhalb von drei Monaten nach Bekanntgabe dieses Beschlusses beim Amt 
für Landentwicklung und Flurneuordnung Gotha anzumelden. Werden Rechte 
erst nach Ablauf dieser Frist angemeldet, so kann das Amt für Landentwick-
lung und Flurneuordnung die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen 
gelten lassen. Der Inhaber eines o. a. Rechtes muss die Wirkung eines vor 
der Anmeldung eingetretenen Fristablaufs ebenso gegen sich gelten lassen 
wie der Beteiligte, dem gegenüber die Frist durch Bekanntgabe des Verwal-
tungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist. 
 

5. Zeitweilige Einschränkung der Grundstücksnutzung  
 

Nach § 34 FlurbG ist von der Bekanntgabe dieses Beschlusses ab bis zur 
Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes in folgenden Fällen die Zustim-
mung des Amtes für Landentwicklung und Flurneuordnung erforderlich: 
a) wenn die Nutzungsart der Grundstücke im Flurbereinigungsgebiet ge-

ändert werden soll; dies gilt nicht für Änderungen, die zum ordnungs-
gemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören; 

b)  wenn Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen und 
ähnliche Anlagen errichtet, hergestellt, wesentlich verändert oder besei-
tigt werden sollen; 

c) wenn Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke, einzel-
ne Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze beseitigt werden sollen. Die 
Beseitigung ist nur in Ausnahmefällen möglich, soweit landeskulturelle 
Belange, insbesondere des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 
nicht beeinträchtigt werden; 

 
Sind entgegen den Absätzen a) und b) Änderungen vorgenommen, Anlagen 
hergestellt oder beseitigt worden, so können sie im Verfahren unberücksichtigt 
bleiben; das Amt für Landentwicklung und Flurneuordnung kann den früheren 
Zustand gemäß § 137 FlurbG wiederherstellen lassen, wenn dies der Flurbe-
reinigung dienlich ist.  
Sind Eingriffe entgegen dem Absatz c) vorgenommen worden, so muss das 
Amt für Landentwicklung und Flurneuordnung Ersatzpflanzungen anordnen.  
Wer den Vorschriften der Absätze b) oder c) zuwiderhandelt, begeht nach § 
154 FlurbG eine Ordnungswidrigkeit, die mit Geldbuße geahndet werden 
kann.  
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6. Auslegung des Beschlusses mit Gründen  
 

Je eine mit Gründen versehene Ausfertigung dieses Beschlusses liegt zwei 
Wochen lang nach dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung in der 
kreisfreien Stadt Erfurt mit den betroffenen Ortsteilen Alach, Bindersleben, 
Ermstedt, Frienstedt, Gottstedt, Töttelstädt und den angrenzenden Ortsteilen 
Bindersleben, Marbach und Mittelhausen im Bauinformationsbüro der Stadt 
Erfurt, Löberstraße 34, sowie für die angrenzenden Gemeinden Bienstädt, 
Nottleben und Zimmernsupra in der Verwaltungsgemeinschaft „Nesseaue“ in 
Friemar, für die Gemeinden Gamstädt und Ingersleben in der Verwaltungs-
gemeinschaft „Nesse-Apfelstädt-Gemeinden“ in Neudietendorf und für die 
Gemeinde Witterda in der Gemeindeverwaltung Elxleben zur Einsichtnahme 
für die Beteiligten aus. 
 
 
 

 
Gründe:   
 
Die Änderungen des Verfahrensgebietes sind aufgrund von Abweichungen zwischen 
dem Katasternachweis und örtlichen Besitzständen, vorhandenem Bodenordnungs-
bedarf in einem Teilbereich und zur Umsetzung von Maßnahmen  des genehmigten 
Plans nach § 41 FlurbG notwendig. Für die Zielstellung des Verfahrens ergeben sich 
keine Änderungen.  
Das Flurbereinigungsgebiet hatte ursprünglich eine Größe von 1041ha. Durch die 
Änderung ergibt sich eine neue Verfahrensgebietsgröße von 1042 ha. 
Somit kann die Änderung des Verfahrensgebietes als geringfügig eingestuft werden. 
Der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft Alach hat der geplanten Änderung des 
Verfahrensgebietes zugestimmt. Damit sind die Voraussetzungen zum Erlass eines 
Änderungsbeschlusses nach § 8 Abs. 1 FlurbG für das Flurbereinigungsverfahren 
Alach gegeben. 
 
 
 

zu 1.1.1: Die Zuziehung der beiden Flurstücke unmittelbar angrenzend an das Na-
turschutzgebiet „Alacher See“ ist erforderlich, um die geplante Kompensa-
tionsmaßnahme - Sukzessionsstreifen mit Einzelgehölzen - in ihrer ge-
samten Breite von 5 m auch realisieren zu können.   

.  
 
zu 1.1.2: Die Zuziehung der beiden Flurstücke erfolgt aus kosten- und vermes-

sungstechnischen Gründen, weil bei der Herstellung der bisher nur an-
hand der Karte festgelegten Verfahrensgrenze festgestellt wurde, dass in 
unmittelbarer Nachbarschaft eine bereits gültige aktuelle Messung entlang 
der beiden Flurstücke vorliegt.  
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Rechtsbehelfsbelehrung:  
 
Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach dem ersten Tag der öf-
fentlichen Bekanntmachung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 
schriftlich oder zur Niederschrift bei dem  

Amt für Landentwicklung und Flurneuordnung Gotha     
Hans-C.-Wirz-Straße 2 
99867 Gotha 
 

einzulegen. 
 
Wird der Widerspruch schriftlich eingelegt, ist die Widerspruchsfrist (Satz 1) nur ge-
wahrt, wenn der Widerspruch noch vor Ablauf dieser Frist bei der Behörde einge-
gangen ist.  
   
 
In Vertretung 
 
 
 
     (DS) 
Volker Hartmann 
stellver. Amtsleiter      
 
 
 



Entwurf 
 

Amt für Landentwicklung und      Gotha, den 15.01.2010 
Flurneuordnung Gotha  
Hans-C.-Wirz-Str. 2 
99867 Gotha 
Az.: 1-3-0321 
 
 

Änderungsbeschluss Nr. 4 
 
 

1. Änderung des Flurbereinigungsgebietes Alach 
 

Nach § 8 Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung vom 
16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes 
vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2835) wird das mit Beschluss des Thüringer Mi-
nisteriums für Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt vom 16.11.2000, fest-
gestellte und mit Beschluss des Amtes für Landentwicklung und Flurneuord-
nung Gotha vom 17.06.2009, letztmalig geänderte Flurbereinigungsgebiet 
Alach erneut wie folgt geringfügig geändert: 
 
  

1.1 Aus dem Flurbereinigungsgebiet wird ausgeschlossen: 
 
1.1.1 Gemarkung Frienstedt 

Flur 2, Flurstück Nr. 1/1  
 
 
1.2 Zum Flurbereinigungsgebiet werden zugezogen: 
 
1.2.1 Gemarkung Frienstedt 

Flur 2, Flurstücke Nr. 1/2  
 

 
Das Verfahren hat nach der Änderung eine Fläche von ca. 1042 ha. 

 
 

2. Anordnung der Flurbereinigung  
 

Für das zugezogene Flurstück wird die Flurbereinigung angeordnet. 
 
 

3.  Beteiligte  
 

Am Flurbereinigungsverfahren sind beteiligt (Beteiligte):  
- als Teilnehmer 

die Eigentümer und die Erbbauberechtigten der zum Flurbereinigungsgebiet 
gehörenden Grundstücke sowie die Eigentümer von selbständigem Gebäu-
de- und Anlageneigentum, 

- als Nebenbeteiligte insbesondere 
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a) Gemeinden und Gemeindeverbände, in deren Bezirk Grundstücke vom 
Flurbereinigungsverfahren betroffen sind; 

b) andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, die Land für gemein-
schaftliche oder öffentliche Anlagen erhalten oder deren Grenzen ge-
ändert werden; 

c) Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungs-
gebiet räumlich zusammenhängt, dieses beeinflusst oder von diesem 
beeinflusst wird; 

d) Inhaber von Rechten an den zu dem Flurbereinigungsgebiet gehören-
den Grundstücken oder von Rechten an solchen Rechten oder von 
persönlichen Rechten, die zum Besitz oder zur Nutzung solcher Grund-
stücke berechtigen oder die Benutzung solcher Grundstücke beschrän-
ken; 

e) Empfänger neuer Grundstücke nach den §§ 54 und 55 FlurbG bis zum 
Eintritt des neuen Rechtszustandes; 

f) Eigentümer von nicht zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grund-
stücken, denen ein Beitrag zu den Unterhaltungs- und Ausführungskos-
ten auferlegt wird oder die zur Errichtung fester Grenzzeichen an der 
Grenze des Flurbereinigungsgebietes mitzuwirken haben. 

  
 

4. Zeitweilige Einschränkung der Grundstücksnutzung  
 

Nach § 34 FlurbG ist von der Bekanntgabe dieses Beschlusses ab bis zur 
Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes in folgenden Fällen die Zustim-
mung des Amtes für Landentwicklung und Flurneuordnung erforderlich: 
a) wenn die Nutzungsart der Grundstücke im Flurbereinigungsgebiet ge-

ändert werden soll; dies gilt nicht für Änderungen, die zum ordnungs-
gemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören; 

b)  wenn Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen und 
ähnliche Anlagen errichtet, hergestellt, wesentlich verändert oder besei-
tigt werden sollen; 

c) wenn Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke, einzel-
ne Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze beseitigt werden sollen. Die 
Beseitigung ist nur in Ausnahmefällen möglich, soweit landeskulturelle 
Belange, insbesondere des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 
nicht beeinträchtigt werden; 

 
Sind entgegen den Absätzen a) und b) Änderungen vorgenommen, Anlagen 
hergestellt oder beseitigt worden, so können sie im Verfahren unberücksichtigt 
bleiben; das Amt für Landentwicklung und Flurneuordnung kann den früheren 
Zustand gemäß § 137 FlurbG wiederherstellen lassen, wenn dies der Flurbe-
reinigung dienlich ist.  
Sind Eingriffe entgegen dem Absatz c) vorgenommen worden, so muss das 
Amt für Landentwicklung und Flurneuordnung Ersatzpflanzungen anordnen.  
Wer den Vorschriften der Absätze b) oder c) zuwiderhandelt, begeht nach 
§ 154 FlurbG eine Ordnungswidrigkeit, die mit Geldbuße geahndet werden 
kann.  
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5. Bekanntgabe des Beschlusses 
 

Die Bekanntgabe dieses Änderungsbeschlusses erfolgt durch Zustellung 
einer Ausfertigung an die von diesem Beschluss betroffenen Bodeneigen-
tümer (§ 8 Abs. 1 FlurbG). 

 
Gründe:   
 
Die Änderungen des Verfahrensgebietes ist aufgrund der Abweichung zwischen dem 
Katasternachweis und örtlichen Besitzständen notwendig. Für die Zielstellung des 
Verfahrens ergeben sich keine Änderungen.  
Das Flurbereinigungsgebiet hatte ursprünglich eine Größe von 1042 ha. Durch die 
Änderung hat sich die Verfahrensgröße von 1042 ha nicht geändert. 
Somit kann die Änderung des Verfahrensgebietes als geringfügig eingestuft werden. 
 
zu 1.1.1 
und 1.2.1: Es handelt sich um eine Korrektur von im Flurbereinigungsbeschluss vom 

16.11.2000 unrichtig aufgeführten Flurstücksnummern. Es erfolgt eine 
Anpassung an die tatsächlichen örtlichen Gegebenheiten. 

 
Rechtsbehelfsbelehrung:  
 
Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach dem ersten Tag der Be-
kanntmachung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder 
zur Niederschrift bei dem  

Amt für Landentwicklung und Flurneuordnung Gotha     
Hans-C.-Wirz-Straße 2 
99867 Gotha 
 

einzulegen. 
 
Wird der Widerspruch schriftlich eingelegt, ist die Widerspruchsfrist (Satz 1) nur ge-
wahrt, wenn der Widerspruch noch vor Ablauf dieser Frist bei der Behörde einge-
gangen ist.  
   
 
 
 
 
     (DS) 
Geßner 
Amtsleiter      
 


